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Einleitung 

I. Der Begriff  „Planerhaltung" 

Das Gesetz zur Änderung des Baugesetzbuchs und zur Neuregelung des 
Rechts der Raumordnung (BauROG) vom 18. August 1997 (BGBl. I 
S. 2081) brachte im Rahmen der Novellierung des Bauplanungsrechts1 eine 
Fortentwicklung der Erhaltungsinstrumente im neu bezeichneten Abschnitt 
„Planerhaltung" des Baugesetzbuchs. Dadurch hat der Gesetzgeber den 
Grundsatz der Planerhaltung, der seit seiner erstmaligen Bezeichnung als 
solcher bereits eine kurze, aber steile publizistische Karriere erfahren  hatte, 
ausdrücklich aufgegriffen  und gesetzlich festgeschrieben.2 Es hatte zuvor 
eines längeren Zeitraumes bedurft,  bis das Instrumentarium der Planerhal-
tung als Ausformung eines eigenen Prinzips erkannt und unter diesem Be-
griff  zusammengefaßt wurde, obwohl die zugrundeliegende Problematik der 
gerichtlichen und aufsichtsbehördlichen Kontrolle im Raumplanungsrecht 
und der damit zusammenhängenden Frage nach den Rechtsfolgen fehlerhaf-
ter Pläne ebenso wie die meisten zu deren Lösung entwickelten Mechanis-
men seit Jahrzehnten bekannt waren. Hoppe hat in diesem Zusammenhang 
zutreffend  von „unbewußter  richterrechtlicher  Rechtsfortbildung"  gespro-
chen.3 

Das Verdienst, den Planerhaltungsgrundsatz „entdeckt" zu haben, kommt 
Sendler  zu, der in einem Beitrag aus dem Jahre 1994 die Entwicklungen im 
Bereich des Rechtsschutzes und der Kontrolldichte im Planfeststellungs-
recht analysierte und zum Fazit gelangte, daß es angesichts der erörterten 
Neuregelungen nicht ganz fern liege, „den zahlreichen  Grundsätzen  und 
Prinzipien,  die  das Planungsrecht  durchziehen,  einen weiteren  Grundsatz 
hinzuzufügen:  den Grundsatz,  einen Plan  möglichst  aufrechtzuerhalten" 4. 
Dem grundlegenden Ansatz folgend wurde das Prinzip der Planerhaltung 

1 Zur Neuregelungen des BauGB vgl. die Darstellungen bei Battis/Krautzberger/ 
Lohr,  NVwZ 1997, S. 1145 ff.;  Lüers,  ZfBR 1997, S. 231 ff.;  Peine,  JZ 1998, 
S. 23 ff.;  Schliepkorte/Stemmler,  BBauBl 1996, S. 827 ff.;  zur Neufassung des 
ROG vgl. Runkel,  in: Bielenberg/Erbguth/Runkel, J 630. 

2 Vgl. die Überschriften  des dritten Kapitels, zweiter Teil bzw. des dritten Kapi-
tels, zweiter Teil, vierter Abschnitt des Baugesetzbuches, i.d.F. vom 27.8.1998 und 
die amtliche Überschrift  des § 10 ROG, i.d.F. vom 18.8.1998; dazu auch Kommis-
sionsbericht, Rn. 125. 

3 Hoppe, in: Abwägung im Recht, S. 133 (154). 

2* 
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von Hoppe im Rahmen eingehender Untersuchungen auf das Bauplanungs-
recht übertragen.5 Der Planerhaltungsbegriff  fand schließlich über den Be-
richt der Expertenkommission zur Novellierung des Baugesetzbuches6 

durch das BauROG Eingang in das Baugesetzbuch und das Raumordnungs-
gesetz. 

II. Ziel und Gang der Untersuchung 

Ziel der Arbeit ist es, anhand der Planerhaltungsinstrumente des Bauge-
setzbuches die grundlegende Funktionsweise der Planerhaltung aufzuzeigen 
und ihre Berechtigung kritisch zu hinterfragen.  Dabei soll untersucht wer-
den, welche Grenzen der Planerhaltung gesetzt sind und ob der Gesetzgeber 
und die Praxis diese beachtet haben. 

Im ersten Kapitel soll der Inhalt des Planerhaltungsgrundsatzes näher be-
stimmt und der Untersuchungsgegenstand dadurch eingegrenzt werden. 
Nach Darlegung des verfassungsrechtlichen  Spannungsfeldes wird das 
Rechtsprinzip der Planerhaltung zu diesem Zweck in Bezug zu den auf hö-
herer Ebene angesiedelten Geboten der Rechtserhaltung und der Fehlersank-
tionierung gesetzt. Die Abgrenzung der anerkannten Planerhaltungsinstru-
mente zu anderen Ausformungen des Erhaltungsgedankens erfolgt bei der 
Planerhaltung durch die inhaltliche Kategorie des Planes. Zwar läßt sich 
dieser nicht definieren, sondern ist lediglich Beschreibungen zugänglich, 
bei Beschränkung auf ein bestimmtes Rechtsgebiet können Pläne jedoch 
von anderen hoheitlichen Akten unterschieden werden. Auf der Grundlage 
dieser Differenzierungen  ergibt sich für das Bauplanungsrecht ein operatio-
nalisierbarer Planerhaltungsbegriff. 

Nach der inhaltlichen Bestimmung kann im zweiten Kapitel die Entste-
hung der planerhaltenden Instrumente des BauGB aufgezeigt werden, die 
den Grundsatz auf der untergeordneten Ebene konkretisieren, wobei der 
Schwerpunkt auf den Unbeachtlichkeitsklauseln liegt. Diese sind im folgen-
den, getrennt nach den drei Fehlergruppen, den Verfahrens-  und Formfeh-
lern, den Abwägungsmängeln und den Verstößen gegen das Entwicklungs-
gebot, Gegenstand der näheren Untersuchung. Es gilt zunächst anhand der 
dogmatischen Besonderheiten der jeweiligen bauplanungsrechtlichen Anfor-
derungen das Scheitern der allgemeinen Erhaltungsinstrumente darzulegen, 

4 Sendler,  in: Aktuelle Fragen der Planfeststellung, S. 9 (28); dazu auch ders.,  in: 
FS für Hoppe, S. 1011 f.; kritisch Bliimel,  Planung und Verwaltungsgerichtsbarkeit, 
S. 27 f., 30. 

5 Hoppe, DVB1 1994, S. 1033 (1041); ders.,  in: FS für Schlichter, S. 87 (88 f.); 
vgl. auch ders.,  in: Abwägung im Recht, S. 133 ff.;  sowie BVerwG, Beschluß vom 
25.2.1997, ZfBR 1997, S. 206 (207). 

6 Kommissionsbericht, Rn. 98 ff. 



II. Ziel und Gang der Untersuchung 21 

bevor die Voraussetzungen und die Funktionswèisen der Planerhaltungsre-
gelungen aufgezeigt werden. Schließlich ist nach der Rechtfertigung und 
den verfassungsrechtlichen  Grenzen der jeweiligen Instrumente zu fragen. 
Im letzten Kapitel soll die Fehlerheilung als Sonderfall  der Planerhaltung 
betrachtet werden. 


